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Zusammenfassung 
Die akademische Landschaft hat sich in den letzten dreißig Jahren nicht nur in 
Deutschland massiv verändert. Obwohl dieser Beitrag davor warnen möchte, alle 
Transformationen in westlichen Gesellschaften als neoliberal zu bezeichnen, lässt 
sich nicht leugnen, dass das Leben von Forschenden und Studierenden durch ver-
schiedene akademische Umstrukturierungsmaßnahmen erheblich beeinträchtigt 
wurde. Da die Staatshaushalte für die Grundversorgung (inflationsbereinigt) stag-
nieren, sind Universitäten gezwungen, kurzfristige externe Finanzierungen in An-
spruch zu nehmen, um sich Wettbewerbsvorteile zu verschaffen. Darüber hinaus 
wird von Forschenden zunehmend erwartet, dass sie im öffentlichen und virtuellen 
Raum sichtbar sind. Die Umsetzung des Bologna-Prozesses hat zu einem äußerst 
starren Bildungssystem geführt. Die Erhöhung des Verwaltungsaufwands ver-
schärft die Situation zusätzlich. Die Auswirkungen stagnierender Haushalte wer-
den noch deutlicher, wenn Gelder für Lehre und Forschung für die Bezahlung der 
Verwaltung abgeschöpft werden. Der vorliegende Beitrag versucht, die Prozesse 
aus kulturwissenschaftlicher Perspektive zu analysieren. 

Schlagwörter: Transformation des Universitätssystems, Bolognaprozess, Hoch-
schulfinanzierung, Drittmittelabhängigkeit  

Abstract 
The academic landscape has seen massive changes over the last thirty years, not 
only in Germany. Although the paper wants to caution against labelling all trans-
formations in western societies as neoliberal, there is no denying that the lives of 
researchers and students have been significantly affected by various academic re-
organisation measures. With government budgets for basic provision stagnating 
universities are being forced to seek short-term external funding to achieve com-
petitive advantage. Moreover, researchers are increasingly expected to be present 
and visible in public and virtual spaces. The implementation of the Bologna process 
has led to a highly rigid system of education. The inflation of the administrative load 
further exacerbates the situation. The effects of stagnating budgets become even 
more palpable when funding for teaching and research is syphoned off to pay for 
the administrators. This paper seeks to analyze the processes from the perspective 
of European Ethnology. 

Keywords: transformation of the university system, Bologna process, university 
funding, dependence on third-party funding  
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Dieser Beitrag soll – etwas unakademisch – mit einigen Erinnerungen und Anekdo-
ten beginnen, welche die Veränderungen der Hochschullandschaft anzudeuten 
vermögen.1 Als ich im Jahr 1980 in Graz Volkskunde zu studieren begann, gab es an 
unserem Institut einen Professor. Nach meiner Erinnerung kam er zwei bis drei 
Mal in der Woche ans Institut, um seine Lehrveranstaltungen zu halten, die wich-
tigsten organisatorischen Dinge zu besprechen und Unterschriften zu leisten. Dann 
zog er sich in sein wissenschaftliches Refugium zuhause zurück und las wissen-
schaftliche Literatur und arbeitete an seinen Forschungen und Publikationen. Die 
grundlegenden organisatorischen Aufgaben überließ er seinen Mitarbeiter:innen, 
vielleicht so manches andere auch noch, was ich als Student nicht so wahrgenom-
men habe. Ich glaube, es wäre ihm absurd vorgekommen, für seine Forschungen 
Drittmittel einzuwerben, denn die Aufgabe der Universität bestand darin, Studie-
rende auszubilden und den Professoren, damals waren es ja tatsächlich fast nur 
Männer, den Freiraum für ihre individuellen Forschungen zu geben. Im Rahmen 
der niedrigeren Studierendenzahlen reichten die Kapazitäten für die Vorhaben des 
Instituts durchaus. 

Ich überspringe nun ca. 25 Jahre und wechsle in das Jahr 2006, als ich an die Lud-
wig-Maximilians-Universität München (LMU) berufen wurde. Ich ging – nach mei-
ner Meinung – gut gerüstet in die Verhandlungsgespräche. Die Studierendenzahlen 
waren hoch (ca. 600 im Haupt- und Nebenfach) – und stiegen in den Jahren darauf 
noch einmal an – und die Grundausstattung des Instituts mit zwei Professuren, zwei 
Mitarbeiter-Stellen und einem halben Sekretariat sowie mangelhaften Etatzuwei-
sungen extrem niedrig. Ich kann nun nicht sagen, dass ich in diesen Verhandlun-
gen schlecht behandelt worden wäre, aber mein Wunsch nach einer dritten Profes-
sur und nach zusätzlichen Planstellen wurde in dieser Verhandlung und in Gesprä-
chen in den darauffolgenden Jahren stets zurückgewiesen. Es stellte sich heraus, 
dass für eine Exzellenz-Universität wie die LMU München, Studierendenzahlen re-
lativ unerheblich sind. Der im persönlichen Gespräch überaus sympathische und 
umgängliche Präsident erläuterte mir bei einem Termin, dass wir das Betreuungs-
verhältnis ganz einfach zu unseren Gunsten ändern könnten, wenn wir Zugangsbe-
schränkungen einführten. Mein Argument, dass es in München so viele Studie-
rende gäbe, weil wir halt einerseits ein attraktives Institut seien und andererseits 
aufgrund von bayernweiten Streichungen von Volkskundeprofessuren mehr Stu-

 
1 Dieser Beitrag wurde ganz bewusst im Duktus des Vortrags belassen, der am 19. Oktober 2018 in 

Graz im Rahmen des Symposions Neugier und Auftrag. Kultur- und sozialwissenschaftliche Perspektiven 
auf den Umbau Europäischer Universitäten gehalten wurde, allerdings um einige Gedanken und vor 
allem Literaturhinweise ergänzt. 
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dierende nach München kämen, spielte für ihn keine Rolle. Nur am Rande sei er-
wähnt, dass ich darüber auch mit dem zuständigen Ministerialrat gesprochen habe, 
der davon sichtlich irritiert war, weil er aber nur für die LMU zuständig ist, über die 
Vorgänge an den anderen Universitäten nicht genau genug Bescheid wusste. Das 
ist die Kehrseite der Hochschulautonomie, die zur Folge hat, dass es keine überge-
ordnete Instanz mehr gibt, die darauf achtet, wo auf welche Art und Weise gespart 
oder umstrukturiert wird, was zumindest eine Zeitlang zu Lasten der kleineren Fä-
cher und der Einprofessuren-Institute ging.  

Aber zurück zu meinem Gespräch mit dem Präsidenten der LMU. Selbstverständ-
lich – so der Präsident – sei es möglich, zusätzliche Professuren für ein Institut oder 
ein Fach zu erhalten. Dafür müsste nur ein größerer Forschungsverbund geschaf-
fen werden, mit dem erfolgreich Großforschungsprojekte eingeworben werden 
könnten, dann würde die Universität auch neue Professuren zur Verfügung stellen. 
Dafür hatte die Universität auch einen Steuerungsplan für Professuren mit der 
Überschrift 50:40:10 entworfen. Das bedeutete nichts anderes, als dass 50 % der 
Professuren (insbesondere Lehrstühle) unverzichtbar wären, 40 % könnten bei den 
Fakultäten bleiben, aber eventuell mit einer neuen Denomination ausgeschrieben 
werden. 10 % wären zwar nice to have, würden aber gestrichen, um damit neue Ini-
tiativen zu stärken. 

Obwohl ich dieser Drittmittelfixierung der Universitäten, die ja durch mangelnde 
Grundfinanzierung durch die öffentliche Hand befeuert wird, weil zugleich die Mit-
tel für die Projektförderung (Stichwort Exzellenzinitiative2) massiv erhöht worden 
sind, äußerst kritisch gegenüberstehe, habe ich mich nach diesem Gespräch mit 
dem LMU-Präsidenten sofort ans Werk gemacht und renne seither mit wechselhaf-
tem Erfolg der Karotte hinterher, die mir vor die Nase gehalten wurde. 

Ausgehend von diesem anekdotischen Einstieg möchte ich die Veränderung der 
deutschen Universitätslandschaft auf unser Vielnamenfach Volkskunde/Europäi-
sche Ethnologie/Empirische Kulturwissenschaft/Kulturanthropologie, das ich in 
der Folge der Einfachheit halber Europäische Ethnologie nennen werde, im Speziel-
len sowie auf die Kultur- und Sozialwissenschaften im Allgemeinen beleuchten. 
Was ich hier berichte, gründet sich nicht auf einer systematischen empirischen 

 
2 Die Exzellenzinitiative ist die umfangreichste Förderinitiative für Universitäten, die bislang in 

Deutschland aufgelegt wurde. In der ersten Phase mit drei Förderrunden (2006–2019) gab es drei 
Förderlinien für Exzellenzcluster, Graduiertenschulen und sogenannte Zukunftskonzepte ganzer 
Universitäten, wobei letztere allerdings zur Voraussetzung hatten, dass mindestens ein Exzellenz-
cluster und eine Graduiertenschule eingeworben wurden. In der ab 2019 neu gefassten Exzellenz-
strategie gibt es nur mehr die Exzellenzcluster und den Exzellenzstatus von Universitäten, die für 
eine erfolgreiche Bewerbung um diesen Status zwei eigene Cluster oder drei Kooperationscluster 
eingeworben haben müssen. 
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Forschung, sondern beruht – neben Recherchen im Internet und der Analyse der 
massenhaft vorhandenen Texte zur Thematik, auf die ich allerdings auch nur aus-
zugsweise zurückgreifen kann – auf einer Art indirektem und ungeplantem ethno-
grafischen Verfahren, insofern ich auf meine Beobachtungen und Erfahrungen im 
Lauf meiner akademischen Karriere zurückgreife: als Dekan und Mitglied der er-
weiterten Hochschulleitung, als Professor an einer sogenannten Exzellenzuniver-
sität, als Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für Volkskunde und auf Gesprä-
che mit Kolleginnen und Kollegen bei unterschiedlichsten Gelegenheiten wie Fach-
kongressen, Hochschultagungen oder bei Gutachtersitzungen bei der DFG oder 
beim Bundesministerium für Bildung und Forschung.3 

Generelle Entwicklungen 
Für Leute, die schon längere Zeit im akademischen Betrieb tätig sind, ist der große 
Wandel, der hier in den letzten drei Jahrzehnten stattgefunden hat, nicht zu leug-
nen. Dabei geht es um Transformationsprozesse, die nicht nur die Universitäten 
betreffen, sondern die global zu beobachten sind, vielleicht aber gerade in jenen 
europäischen Gesellschaften, die einem wohlfahrtsstaatlichen Modell mit einem 
gemäßigt kapitalistischen Kurs folgen, besonders scharf wahrgenommen werden. 
Dieser mit dem Schlagwort Neoliberalismus zunächst nur undeutlich bezeichnete 
Wandel wurde in den Kultur- und Sozialwissenschaften in Bezug auf soziale und 
gesellschaftliche Veränderungen ausführlich beschrieben. Das reicht von grund-
sätzlichen Fragen über Veränderungen in der Politik bis zur Arbeitswelt und der 
öffentlichen Daseinsfürsorge im Bereich Wohnen, Verkehr und anderer Leistun-
gen, sowie dem Ausverkauf von so genannten Commons. Ein Zurückdrängen des 
Staates und staatlicher Einrichtungen zugunsten privatwirtschaftlicher Unterneh-
men lautete eines der Credos; Deregulierung, Outsourcing von Dienstleistungen 
und projektförmiges Arbeiten sind weitere Merkmale neoliberaler Einstellungen.  

Die Palette von Autorinnen und Autoren, die sich diesem grundlegenden Wandel 
gewidmet haben, ist lang. Sie reicht, um nur wenige zu nennen, von Pierre Bour-
dieu und Michel Foucault über Richard Sennett bis zu Antonio Negri und Michael 
Hardt; im Fach waren es etwa Elisabeth Katschnig-Fasch oder viele Wissenschaft-
ler:innen aus dem Umfeld der Arbeitskulturenforschung um Irene Götz, Gertraud 

 
3 Es handelt sich also in Teilen um eine Autoethnografie, bei der das ethnografische Selbst als Res-

source genützt wird, wie Brigitte Bönisch-Brednich das beschrieben und dabei auch den Bologna-
Prozess als Forschungsfeld angeführt hat (Bönisch-Brednich 2012: 54). 
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Koch und Klaus Schönberger, die sich diesen Transformationsprozessen angenom-
men haben.4 

Für die deutschen Universitäten gibt es dabei mindestens zwei markante Ein-
schnitte: Das ist einerseits die sogenannte Bologna-Reform, auf die ich später noch 
eingehen werde, und andererseits die starke Drittmittelfokussierung, die verstärkt 
kompetitive Elemente in die Finanzierung der Wissenschaften bringen sollte. In die 
Universitätslandschaft hat damit verstärkt das Projekt Einzug gehalten, das Ulrich 
Bröckling als Basiselement zeitgenössischer Gouvernementalität bezeichnet hat. 
Darunter versteht er „Regieren als Projektmanagement im doppelten Sinn: govern-
ing projects und governing by projects zugleich“ (Bröckling 2013: 252). Es handelt sich 
bei dieser Restrukturierung der Wissenschaftslandschaft um einen weiteren Schritt 
in Richtung Ökonomisierung. Um nicht falsch verstanden zu werden: Ich halte es 
durchaus für richtig und wichtig, dass es eine drittmittelfinanzierte Forschung gibt, 
dass ein Wettbewerb um die interessantesten Ideen und Konzepte stattfindet, dass 
gerade risikobehaftete Forschungsideen unterstützt werden. Hier sind allerdings 
abermals zwei Aspekte zu berücksichtigen. Das eine ist die strukturelle Unterfinan-
zierung deutscher Universitäten seit ca. zwanzig Jahren. Das lässt sich auch mittels 
Zahlenmaterials belegen.5 Im WS 1999/2000 studierten an deutschen Universitäten 
1,16 Millionen Studierende, bis zum Wintersemester 2017/18 stieg die Zahl auf 1,8 
Millionen Studierende an, was einen Zuwachs von 55 % bedeutet, während sich die 
Anzahl der Professuren nur um ca. 12 % erhöht hat (auf ca. 27.000), in den kleinen 
geisteswissenschaftlichen Fächern ist sie sogar um 2 % gesunken. 

Im gleichen Zeitraum wuchs das Budget der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) von ca. 2 Milliarden Euro um 60 % auf 3,2 Milliarden. Außerdem wurden mit 
Programmen wie dem Hochschulpakt und dem Qualitätspakt Lehre weitere befris-
tete Programme aufgelegt, die Universitäten und Fachhochschulen zugutekom-
men, die aber keine langfristige Planungssicherheit zulassen. Während sich Bund 
und Länder etwa im Pakt für Forschung und Innovation dazu entschlossen haben, 
den außeruniversitären Forschungseinrichtungen (Max Planck-, Fraunhofer- und 
Leibniz-Institute sowie der DFG) jährlich einen Aufwuchs von 3 % ihres Budgets zu 
garantieren, ist dies bei den Universitäten nicht der Fall. Die außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen finanzieren ihren Haushalt zu 80 % aus der Grundlagen-

 
4 Um diesen Beitrag nicht mit allgemein bekannter Literatur zu überfrachten, habe ich an dieser Stelle 

auf explizite Referenzen verzichtet. Eine Ausnahme soll der Hinweis auf zwei Titel der zu früh ver-
storbenen Grazer Freundin und Kollegin Elisabeth Katschnig-Fasch sein (2003, 2006). 

5 Die Zahlen wurden aus folgenden Quellen zusammengetragen: https://www.hochschulverband.de/, 
https://www.datenportal.bmbf.de/portal/de/K254.html und https://de.statista.com (letzter Zugriff: 
15.10.2018). 

https://www.hochschulverband.de/,%20https:/www.datenportal.bmbf.de/portal/de/K254.html
https://www.hochschulverband.de/,%20https:/www.datenportal.bmbf.de/portal/de/K254.html
https://de.statista.com/
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finanzierung durch Bund und Länder und zu 20 % durch Drittmittel. Die Universi-
täten, denen auch noch die Hoheitsaufgabe der Ausbildung zukommt, finanzieren 
sich mittlerweile zu 50 % aus Drittmitteln, was weitreichende Konsequenzen gerade 
auch für den wissenschaftlichen Nachwuchs mit sich bringt, der durch die Vielzahl 
von befristeten Beschäftigungen immer stärker in prekäre Lebensverhältnisse ge-
zwungen wird und bei weitgehend stagnierenden Planstellen und insbesondere 
Professuren immer schlechtere Chancen auf eine dauerhafte akademische Karri-
ere hat.  

Ergänzend dazu zeige ich Ihnen noch ein paar Zahlen aus unserem Fach, nämlich 
wie sich die Stellen an unseren Instituten zusammensetzen. Was aus den Angaben 
auf den jeweiligen Homepages nicht hervorgeht, sind die Stellenprozente der wis-
senschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, was aber für den groben Über-
blick nicht so entscheidend ist, weshalb ich jede auf der jeweiligen Homepage an-
geführte Person in meine Statistik aufgenommen habe. Administratives Personal 
sowie wissenschaftliche und studentische Hilfskräfte werden nicht angeführt. 

 
Universität Professuren Planstellen Drittmittelstellen 

Augsburg 1 6  
Bamberg 1 2  
Berlin 86 5 20 
Bonn 1 3 2 
Eichstätt 1 1  
Frankfurt/Main 1 4  
Freiburg 3 3 4 
Göttingen 3 8 7 
Hamburg 3 3 9 
Jena  2 6 1 
Kiel 2 7  
Mainz 3 6  
Marburg 2 5 1 
München 27 3 12 
Münster 2 6  
Regensburg 2 5 2 
Saarbrücken 1 1  
Tübingen 3 6 12 
Würzburg 1 6 2 

 
6 Am Berliner Institut ist eine weitere W3-Professur ausgeschrieben. 
7 Am Münchner Institut wurde der Ruf für eine dritte Professur erteilt. Es handelt sich allerdings nicht 

um eine Planstelle, sondern um eine W2-tenure-track-Professur ad personam aufgrund eines erfolg-
reich eingeworbenen ERC starting grants. 
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In dieser Tabelle sehen Sie die Institute unseres Faches in Deutschland, die noch 
als eigene Einheit erkennbar sind und hier zeigen sich schon einige eindeutige Be-
funde. Obwohl von den Studierendenzahlen ein mittelgroßes Fach, handelt es sich 
von den Planstellen her meist um kleine Institute. Die Ausnahme ist – zumindest 
bei den Professuren – das Berliner Institut, wobei hier bei den Professuren auch 
zumindest drei befristete Juniorprofessuren enthalten sind, die nach der Förde-
rung durch diverse Programme nicht dauerhaft etabliert werden können. Sonst 
sind auch an einigen anderen Standorten Juniorprofessuren enthalten, bei denen 
es sich allerdings um Planstellen handelt, die aber meist nur befristet – also ohne 
tenure track – besetzt werden dürfen. Worauf ich mit dieser Tabelle hinaus will, ist 
der teilweise hohe Anteil an Drittmittelmitarbeiter:innen im Verhältnis zum restli-
chen wissenschaftlichen Personal, insbesondere zu den Mittelbaustellen. In Berlin 
und München gibt es viermal so viele Drittmittelstellen wie Mittelbaupositionen, in 
Hamburg dreimal so viele, in Tübingen doppelt so viele und in Freiburg und Göt-
tingen jeweils fast gleich viele. Dabei war teilweise noch nicht einmal zu erkennen, 
ob manche Mitarbeiter:innen, die nicht als Projektmitarbeiter:innen ausgewiesen 
waren, nicht doch über befristete Programme wie den Qualitätspakt Lehre oder Stu-
dienzuschüsse der Länder finanziert werden. Rechnen wir aus den hier aufgeliste-
ten Professuren die befristeten Juniorprofessuren raus, so buhlen nur in diesem 
Pool – denn es gibt ja noch viele hochqualifizierte Wissenschaftler:innen, die ge-
rade in keinem Projekt oder keiner Universitätsanstellung sind – ca. hundertfünfzig 
qualifizierte Wissenschaftler:innen um zweiundvierzig Professuren.8 Der Ruf nach 
besseren Bedingungen und Lebenszeitperspektiven für jüngere Wissenschaft-
ler:innen ist also mehr als berechtigt. 

Ich will aber noch zu einem anderen Aspekt bei dieser Projektförmigkeit des Uni-
versitätsbetriebs zu sprechen kommen. Dabei handelt es sich um die Auswirkun-
gen auf Personen und Inhalte. Schon im Jahr 1988 – also lange vor dem „Exzel-
lenzwahnsinn“ in Deutschland – hat der Soziologe Joachim Matthes in Hinblick auf 
die zunehmende Projektförmigkeit in der Forschung von einer „Frühverkrüppe-
lung von Forschungsideen“ gesprochen, weil die „Lebensperspektive“ einer For-
schungsidee immer auf eine Projektlaufzeit gerichtet sein müsse (Matthes 1988: 
467). „Die Notwendigkeit“, so Ulrich Bröckling, „immer neue Projekte zu akquirie-
ren“, bringe „eigene Semantiken, Sozialcharaktere und Ereignistypen hervor“, die 
erst noch sozialwissenschaftlich untersucht werden müssten (Bröckling 2013: 250). 

 
8 Diese Rechnung ist sehr schwierig aufzustellen, weil der Durchlauf auf Mitarbeiterpositionen mit 

Vertragslaufzeiten zwischen drei und sechs Jahren sehr viel schneller erfolgt als bei Professuren, 
wo im Durchschnitt von ca. zwanzig Jahren ausgegangen werden muss. Ebenso wenig Berücksich-
tigung finden hier die über nationale Grenzen hinweg stattfindenden Stellenvergaben und Berufun-
gen. 
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Die Projektanträge müssen an die Vorgaben oder Merkblätter der DFG oder des Eu-
ropean Research Council (ERC) zugeschnitten werden, wobei unter anderem jene 
Forschungsdesiderata erst kreiert werden, die man selbst dann zu beheben ver-
sucht. Dabei würden Forschungsveteranen geschaffen, wie Bröckling meint, die 
sich von Zeitvertrag zu Zeitvertrag hangeln und „ohne deren Routinen und Tricks 
kaum ein Projekt eine Begutachtung überleben würde“ (ebd.). Ganz zu schweigen 
von jenen Beratungsunternehmen, die sich auf die Unterstützung beim Verfassen 
und Verwalten von EU-Anträgen spezialisiert haben. Die „universitäre Planstellen-
aristokratie“ blicke auf diese prekären Existenzen „meist mit einer Mischung aus 
Mitleid und Verachtung“ hinab (ebd.). Diese Personen gibt es auch in unserer Dis-
ziplin und häufig müssen sie bis zur Grenze des berufungsfähigen Alters zittern, ob 
sie an eine Professur oder eine andere Dauerstellung gelangen können, wobei 
ihnen häufig zum Nachteil gerät, dass sie durch die Drittmittelbeschäftigung weni-
ger Erfahrung in der Lehre und Betreuung von Studierenden aufweisen. 

Die Drittmittelfixiertheit zersetzt aber auch – um mit einem Titel von Richard Sen-
nett (1998) zu spielen – den Charakter der Forscher:innen, und zwar auch jener auf 
Dauerstellen. Treffen wir uns heutzutage auf Konferenzen, so wird häufig nicht 
über eine jüngst fertiggestellte oder in Fertigstellung befindliche Monographie ge-
sprochen – wer kommt überhaupt noch dazu, eine Monographie zu verfassen? –, 
sondern man/frau unterhält sich über Projekte, womit selbstredend drittmittelfi-
nanzierte Projekte gemeint sind. Das ist die neue Währung, in der sich der Wert 
einer Forscherpersönlichkeit bemisst. Von einigen Universitäten weiß ich, dass für 
die jeweilige Hochschulleitung hinter jedem Professor bzw. jeder Professorin die 
Summe der eingeworbenen Drittmittel steht, die als Hauptmerkmal der Leistungs-
fähigkeit einer Person gilt.9  

Nicht ohne Scham dachte ich bei der Vorbereitung dieses Vortrags an viele Situati-
onen, in denen ich mich selbst mit diversen Projekten wichtig gemacht habe. Die 
Selbstverständlichkeit, mit der dies getan wird, ist frappierend, und schockierend 
kommt dazu, wie Kolleg:innen nicht an ihren wissenschaftlichen Leistungen ge-
messen werden, sondern an der Einwerbung von Drittmitteln. Diese gelten bei Be-
rufungen ebenso als ein bedeutendes Kriterium wie auch schon bei zu besetzenden 
Mittelbaustellen. Bei tenure-track-Verfahren habe ich als Dekan erlebt, dass die 
Entfristung von Professuren trotz hochrangiger Forschungsleistungen zunächst 

 
9 Silke Göttsch hat 2001 bereits die Problematik aufgeworfen, dass wissenschaftliche Leistung zuneh-

mend an Drittmitteln gemessen würden, meinte allerdings, dies würde auf die Geisteswissenschaf-
ten weniger zutreffen als auf die Naturwissenschaften (vgl. Göttsch 2001: 17). Das hat sich allerdings 
spätestens seit der Exzellenzinitiative grundlegend gewandelt. 
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mit der Begründung abgelehnt wurde, dass es noch keine größeren Drittmittelein-
werbungen gab oder die Entscheidung über einen Antrag etwa bei der DFG noch 
nicht gefallen sei. 

Bei Drittmittelprojekten kann im Bourdieu’schen Sinne die Wirkmächtigkeit aller 
Kapitalsorten beobachtet werden. Zunächst einmal braucht es Ressourcen, um 
überhaupt an solchen Anträgen arbeiten zu können. Es liegt auf der Hand, dass 
kleinere Institute und Lehrstühle nicht die Kapazität haben, um größere For-
schungsverbünde wie etwa Sonderforschungsbereiche, Graduiertenkollegs oder 
gar Exzellenzcluster zu beantragen und zu koordinieren.10 Schon eine Forschungs-
gruppe mit sechs bis zehn Teilprojekten stellt dabei eine riesige Herausforderung 
dar. Dann bedarf es logischerweise auch des kulturellen Kapitals – sowohl das in-
korporierte als auch das institutionalisierte durch Titel wie Professor oder Lehr-
stuhlinhaber –, dass einem Antrag jenseits der Inhalte zu Strahlkraft verhilft. 
Schließlich darf auch das soziale Kapital der Beziehungen innerhalb der scientific 
community nicht unterschätzt werden, das bei Begutachtungen nützlich sein kann. 
Im Erfolgsfall erwächst daraus jenes symbolische Kapital, das – z.B. bei Hochschul-
leitungen – wieder in ökonomisches Kapital transferiert werden kann. Außerdem 
verführt die Tatsache, dass Antragsteller:innen schon mehrfach bei Drittmittelan-
trägen erfolgreich waren, dazu, dass neue Anträge wohlwollender gelesen werden. 

Generell gesehen führen diese Entwicklungen aber auch zu einer Hierarchisierung 
der Hochschulen mit jenen an der Spitze, die in der Exzellenzinitiative erfolgreich 
waren und die insbesondere durch das sogenannte Zukunftskonzept, bei der Uni-
versitäten als ganze Exzellenzmittel erhalten, eine Ungleichheit im System hervor-
bringen, wie sie etwa im Fußball schon im Bereich der Champions League zu be-
obachten ist.11 Die erfolgreichen Universitäten bauen mit den diversen Drittmittel-
zuweisungen und der sogenannten Programmpauschale ihre Strategieabteilungen 
und die Forschungsförderungsabteilungen aus, was sich bislang weniger erfolgrei-
che und kleinere Universitäten nicht leisten können. Überhaupt, und das ist mein 
letzter Punkt zu diesem Thema, haben die Transformationen in der Hochschulland-
schaft zu einer Aufblähung der Verwaltung rund um die Hochschulleitungen ge-
führt. Allein in den zwölf Jahren, in denen ich an der LMU München arbeite, hat 
sich die Zahl der Referent:innen von Präsident und Kanzler vervielfacht, es wurden 
Stabsstellen für alles Mögliche eingerichtet, die jeweils mit mehreren Personen 

 
10 Sehr wohl sind aber einige Kolleginnen und Kollegen an Sonderforschungsbereichen und Graduier-

tenkollegs beteiligt. 
11 Im internationalen Vergleich ist diese Hierarchie zwischen finanzstarken Eliteuniversitäten und fi-

nanzschwächeren Universitäten insbesondere im angelsächsischen Raum zu beobachten, während 
sich die Universitätslandschaft in Deutschland (noch) dadurch auszeichnet, dass hohe Qualität in 
Forschung und Lehre weitgehend auch in der Breite aller Universitäten erreicht wird. 



 Trügerische Imaginationen 89 

ausgestattet sind.12 Im gleichen Zeitraum mussten die Fakultäten Stellen abgeben, 
die dann in einem Belohnungssystem für erfolgreiche Antragsteller:innen wieder 
ausgeschüttet werden, ohne dass es allerdings zu einem signifikanten Zuwachs an 
Planstellen in den Fakultäten kommt. Schließlich baut auch das Professoren-Besol-
dungssystem darauf auf, besondere Leistungen durch Leistungsbezüge zu honorie-
ren, wobei an fast allen Universitäten diese Leistungen in der Einwerbung von 
Drittmitteln gesehen werden.13 

Bologna-Reform 
Die andere weitreichende Veränderung in der deutschen Universitätslandschaft 
lässt sich unter Bologna-Reform fassen, mit der ein einheitlicher europäischer 
Hochschulraum mit verpflichtender wechselseitiger Anerkennung der Studienleis-
tungen, höchstmöglicher Mobilität und barrierefreies Studieren über regionale 
und nationale Grenzen hinweg, für Deutschland eine Verringerung der Studienab-
bruchquoten und nicht zuletzt eine größere Passgenauigkeit für die Wirtschaft er-
reicht werden sollte. Abgesehen davon, dass eine Kulturwissenschaft wie die Euro-
päische Ethnologie immer schon gewarnt sein muss, wenn etwas homogenisiert 
werden soll, hat sich herausgestellt, dass zumindest in Deutschland diese Reform 
schiefgelaufen ist und gerade für die kleinen Fächer zu einer Katastrophe wurde. 

Man muss nicht unbedingt Ulrich Beck folgen, der konstatierte: „Was zwei Welt-
kriege nicht geschafft haben, könnte Bologna erreichen: die deutsche Universität 
zu zerstören“ (Beck 2010), aber man kommt nicht umhin, jene Verschiebungen fest-
zustellen, die sich von einer inhaltlichen Auseinandersetzung damit, was in einem 
Studium auf welche Art und Weise vermittelt werden soll, hin zu einem bürokrati-
schen Monster verschoben hat, das die Verwaltungsaufgaben aufgebläht hat, wie 
es die deutschen Universitäten bis dahin nicht gekannt haben.  

Werfen wir einen Blick zurück in die Geschichte des deutschen Magisterstudiums. 
Studierende begannen ein Studium der Europäischen Ethnologie, von dem sie von 
der Schule her keine Ahnung hatten, viele von ihnen waren auch Studienfach-
wechsler, die erst während ihres Studiums auf dieses Fach aufmerksam wurden. In 

 
12 Leider kann diese Beobachtung nicht mit Zahlen unterlegt werden, weil die Stellenpläne und das 

Organigramm für 2006 (wie überhaupt für frühere Jahre) nicht mehr abrufbar sind. 
13 Seit 2002 gibt es für deutsche Professor:innen die sogenannte W-Besoldung mit einem Grundgehalt 

und leistungsbezogenen Elementen. Die Leistungsbezüge können einerseits bei Berufungs- und 
Bleibeverhandlungen vergeben werden sowie andererseits – meist in geringerem Ausmaß – für be-
sondere Leistungen, worunter fast ausschließlich Drittmittelerfolge zu verstehen sind. Die Durch-
schnittsgehälter der Professor:innen blieben durch diese Maßnahme unverändert, allerdings erga-
ben sich Verschiebungen zwischen Fächergruppen, so dass etwa die Professor:innen in den Natur-
wissenschaften besser gestellt sind als Geisteswissenschaftler:innen. 
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den ersten vier Semestern wurden sie in das Studium eingeführt und mussten dann 
das Nadelöhr Zwischenprüfung bewältigen. Im Hauptstudium folgten dann die 
Hauptseminare und insbesondere das Studienprojekt, welches die perfekte Vorbe-
reitung für einen erfolgreichen Abschluss der Magisterarbeit und der Magisterprü-
fung darstellte. Abgesehen von den theoretischen und methodischen Grundlagen-
veranstaltungen konnten die Studierenden ihre Seminare und Vorlesungen relativ 
frei wählen. Das stellte zu Beginn des Studiums sicherlich eine Herausforderung 
dar, wurde am Ende allerdings stets als große Bereicherung empfunden, weil in-
nerhalb des größeren Rahmens des Studiums der Europäischen Ethnologie ganz 
gezielte Schwerpunktsetzungen möglich waren, in die sich die Studierenden dann 
vertiefen konnten. Hatte zu Beginn des Studiums noch kaum jemand eine Ahnung, 
wofür zum Beispiel die Kulturtheorien nötig seien, sah dies spätestens nach Been-
digung des Studienprojekts anders aus. Noten spielten zudem erst bei der Magister-
arbeit und der Magisterprüfung eine entscheidende Rolle. 

Das Bachelorstudium gehorcht völlig anderen Gesetzen. Mit Schaudern denke ich 
an die vielen Besprechungen, bei denen unsere inhaltlichen Vorstellungen an ju-
ristische Vorgaben insbesondere bezüglich des European Credit Transfer and Ac-
cumulation System (ECTS) angepasst werden mussten. Alle Module mussten durch 
sechs oder drei ECTS-Punkte geteilt werden können, pro Semester mussten es exakt 
dreißig Punkte sein. Jede Note zählt von Beginn an in die Abschlussnote hinein. 
Positive Entwicklungsschritte verbessern zwar den Notenschnitt, können aber 
schlechtere Noten vom Beginn des Studiums, als die Inhalte des Faches noch nicht 
völlig durchdrungen werden konnten, nicht gänzlich wettmachen. Ich erinnere 
mich an mein Studium in Graz, wo wir Studierende mehrere Semester benötigten, 
um die Inhalte eines der ersten theoretischen Seminare zu verstehen. Für die Ab-
schlussnote hätte so etwas im deutschen Magistersystem keine Rolle gespielt. 

Aber die Noten sind ja nur ein kleiner Teilaspekt. Was eingesetzt hat, ist eine „Tay-
lorisierung von Bildung und Wissenschaft“, wie Norbert Bolz das genannt hat (zi-
tiert nach Reitz 2007: 475). Es geht um eine Technik der Effizienzsteigerung, bei der 
„die Optimierung körperlicher Abläufe“ nunmehr auf den Geist übertragen wird 
(ebd.). Mit der Einführung des ECTS-Systems, das ja auf der Umrechnung von – ver-
meintlich investierten – Zeitstunden in Leistungspunkte beruht, wird „eine alte 
volkswirtschaftliche Idee, die Arbeitswerttheorie, in die Praxis umgesetzt“, wie der 
Soziologe Stefan Kühl argumentiert hat (Kühl 2012: 35). Dies wird auch als ein 
Schritt zur zunehmenden Ökonomisierung des Studiums gesehen, die auf verschie-
denen Ebenen durchzusetzen versucht wird. Der Soziologe Franz Schultheis sieht 
die Bologna-Reform „als ein Musterbeispiel von top down-Politik“ (Schultheis 2008: 
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190); sie sei ein „strategisches hegemoniales Projekt“ meint der Politikwissenschaft-
ler Malte Albrecht in Anlehnung an Ernesto Laclau und Chantal Mouffe (Albrecht 
2013: 13). Ziel sei das Erreichen einer Employability (Kellermann 2016: 13), weshalb 
im Zentrum des BA-Studiums die Weitergabe formellen Wissens stehe, der BA 
werde dadurch zur Ausbildung degradiert, lautet die Meinung vieler Kritiker:innen 
(vgl. u.a. Wallimann 2009). Manche Wissenschaftler sprechen gar vom BA als ei-
nem Studienabbruchzertifikat (zit. nach Kühl 2012: 139). Die Palette der Kritik ist 
elendslang und die meisten Leser:innen werden die Argumente kennen. Ich will 
daher noch einmal enger auf die Auswirkungen auf unser Fach eingehen. 

Die Europäische Ethnologie ist an den meisten Universitäten eine kleine Disziplin, 
meist mit wenigen Professuren ausgestattet. Die Bologna-Reform nun brachte un-
ter anderem die Berechnung von Kapazitäten in den Universitätsalltag ein. Wie 
viele Semesterwochenstunden können von einem Institut oder einem Fach in einen 
Studiengang eingebracht werden. Dabei stellt sich dann häufig heraus, dass ein ei-
genständiger Bachelor oder Master kapazitätstechnisch gar nicht zu stemmen ist. 
Also wurden Institute gezwungen, entweder auf Bachelor oder Master zu verzich-
ten beziehungsweise einen gemeinsamen Studiengang mit anderen Fächern auf die 
Beine zu stellen. Gibt es dann keinen eigenständigen Bachelor, dann fehlen auch 
die Leute für das wissenschaftlich anspruchsvollere Masterstudium, ganz zu 
schweigen von den Promovierenden, die für die Forschung besonders wichtig sind. 
Kann sich ein Institut nur den Bachelor „leisten“, so bleibt es auf der einfachsten 
Stufe der Ausbildung hängen. Lässt es sich auf Gemeinschaftsversionen von BA 
und/oder Master ein, so fehlt eine solide Ausbildung in der eigenen Disziplin, was 
wiederum die kognitive Identität eines Faches, wie Rolf Lindner das genannt hat 
(Lindner 1987), in Frage stellt und nicht mehr erkennbar werden lässt. 

Die weitreichenden Veränderungen werden sichtbar, wenn wir uns die achtzehn 
deutschen Europäische Ethnologie-Institute ansehen. Nur mehr die Hälfte von 
ihnen bietet sowohl einen eigenständigen Bachelor als auch Master an. Alle ande-
ren verfügen zumindest über einen co-gestalteten Studiengang im BA und/oder 
Master.14 Darunter finden sich so traditionsreiche Institute wie Marburg, Frankfurt 
am Main oder Bonn. Dazu gesellt sich aber noch ein anderes Problem, das mit dem 
Aspekt der Employability zu tun hat. Praktisch alle Institute, die ich kenne und die 
noch Bachelor und Master in Europäischer Ethnologie anbieten, richten diese Stu-
diengänge konsekutiv aus, gehen also von der Tatsache aus, dass sechs Semester 
Studienzeit nicht ausreichen, um das Fach Europäische Ethnologie durchdrungen 

 
14 Hier soll nicht gegen Kooperationen bei gemeinsamen Studiengängen argumentiert werden, aller-

dings erachte ich sie nur als Ergänzung zu eigenständigen Studiengängen im BA- und MA-Bereich 
für sinnvoll. 
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zu haben. Die Studierenden aber denken sehr viel strategischer oder pragmati-
scher. Die Hälfte oder ein Drittel drängen nach dem BA auf den boomenden Ar-
beitsmarkt, ein weiteres Drittel will zwar einen Master absolvieren, allerdings 
meist in einem anderen Fach oder zumindest an einer anderen Universität und nur 
der Rest studiert an den gleichen Universitäten im gleichen Fach weiter. Das führt 
zu niedrigen Masterstudierendenzahlen an fast allen deutschen Europäische Eth-
nologie-Standorten, denen mit unterschiedlichen Maßnahmen wie etwa der Umbe-
nennung von Masterstudiengängen zu begegnen versucht wird. 

Mindestens ebenso gravierend sind allerdings die Auswirkungen auf den Lehrbe-
trieb und die Studierenden. Die Zunahme an Lehrveranstaltungen im neuen Ba-
chelor gegenüber dem Magister und die damit verbundene Verschulung führten – 
so etwa der Literaturwissenschaftler Jochen Hörisch – zu einer Studiermentalität 
(2006: 124), bei der nur mehr Prüfungsrelevantes gelernt werde. Student:innen 
würden zu Kunden in einem Dienstleistungsbetrieb, wofür ich gerne Beispiele an-
führen kann. Wenn Texte für ein Seminar nicht online zur Verfügung gestellt wer-
den, weil wir gerne hätten, dass die Studierenden eine Bibliothek auch von innen 
sehen und sich von der Atmosphäre und anderen als den benötigten Büchern und 
Zeitschriften inspirieren lassen, hagelt es Proteste oder es schlägt sich in der Eva-
luierung nieder. Falls eine Klausur zu einer Vorlesung vorgesehen ist, dann sollten 
Professor:innen am besten in der Vorlesung schon die ausformulierten Antworten 
auf die potenziellen Fragen bereitstellen. Sollte dann eine Note nicht den eigenen 
Erwartungen entsprechen, dann hat der Dienstleister versagt, weil er die falschen 
Fragen gestellt oder die Studierenden nicht ausreichend vorbereitet hat. 

Das BA-Studium hält zudem für die Studierenden auch jede Menge an Hürden be-
reit, wobei die Erstellung des Stundenplans, um eine überschneidungsfreie Semi-
narplanung vorzunehmen, zu den größten gehört. Dabei geht es ja nicht nur da-
rum, dass die Lehrveranstaltungen unter einen Hut gebracht werden müssen. In 
den meisten Fällen gehen die Studierenden auch irgendeiner Form der Erwerbstä-
tigkeit nach und die Arbeitgeber sind nicht so flexibel wie es von Hochschulleh-
rer:innen selbstverständlich erwartet wird. Um nun aber den möglichen rechtli-
chen Folgen vorzubeugen, dass nämlich jemand klagt, er oder sie könne nicht in 
der vorgesehenen Regelstudienzeit studieren, weil die Überschneidungsfreiheit 
von Pflichtveranstaltungen nicht gegeben sei, hat sich etwa die bayerische Ministe-
rialbürokratie etwas Besonderes einfallen lassen. Es darf nämlich in den Studien-
plänen keine Anwesenheitspflicht für Seminare verlangt werden. Damit wird die 
Vorstellung über den Haufen geworfen, Studierende könnten in den Seminaren 
durch Auseinandersetzung und Diskurs mit Lehrenden wie Peers mehr lernen, als 
ihnen durch die Lektüre von Büchern und Texten oder durch Online-Angebote 



 Trügerische Imaginationen 93 

möglich wäre. Dass dieser Umstand keine Revolution unter den Hochschulleh-
rer:innen hervorgerufen hat, ist verwunderlich, denn ich habe noch niemanden 
getroffen, der oder die das für sinnvoll erachtet. Dazu kommt noch das Sahnehäub-
chen einer flankierenden Maßnahme: Mündliche Leistungen dürfen in Seminaren 
nur dann bewertet werden, wenn eine Zweitprüfer:in anwesend ist. Das bedeutet, 
dass Referate, Wortmeldungen und Diskussionsbeiträge nicht in die Beurteilung ei-
nes Seminars einfließen dürfen, außer es sind zwei Lehrende anwesend, die sich 
wechselseitig kontrollieren, damit niemand ungerecht behandelt wird. Im selben 
Bundesland Bayern dürfen an Gymnasien Lehrer:innen schlechte Noten allein auf-
grund der Tatsache vergeben, dass sich Schüler:innen nicht häufig genug gemeldet 
haben – also ganz unabhängig davon, ob sie etwas Richtiges oder Falsches gesagt 
haben. So viel zum Vertrauen in die Lehre an den Universitäten. Die Bürokratisie-
rung führt auch dazu, dass flexible Umgänge mit Studierenden, die sich in proble-
matischen Situationen befinden, erschwert werden. Im Magisterstudium gewährte 
man eine Verlängerung der Abgabefrist ganz unbürokratisch, wenn Studierende 
glaubhaft machten, dass sie private Probleme haben, weil etwa eine Beziehung in 
die Brüche gegangen ist oder in der Familie Schwierigkeiten auftraten. Heute müs-
sen Wiederholungsprüfungsfristen gesetzt werden und wenn die Note bis zu einem 
Termin nicht ins System eingetragen werden kann, dann muss das Seminar ein Jahr 
später wiederholt werden, weil es nur einmal jährlich stattfindet. 

Schließlich muss all dies auch noch verwaltet werden und aus den Studienzuschüs-
sen, welche die Studiengebühren abgelöst haben, werden etwa allein in den Fakul-
täten der LMU mehr als fünfzig Studiengangskoordinator:innen finanziert, die Prü-
fungsämter mussten aufgestockt werden und auf der Ebene der Hochschulverwal-
tung sind ebenfalls Stellen für den Umgang mit der Bologna-Reform geschaffen 
worden. Ganz zu schweigen von den Kosten für die Akkreditierungsagenturen, die 
unsere Studiengänge überprüfen müssen.15 Es kommen einem die Tränen bei dem 
Gedanken, wie sinnvoll all diese Ressourcen für Forschung und Lehre hätten ver-
wendet werden können. Um den Mehraufwand in der Lehre zu bewältigen, wurde 
aber nicht nur Verwaltungspersonal eingestellt, sondern man kam auch auf die 
glorreiche Idee, Lehrprofessuren und Hochdeputatsstellen zu schaffen, denen bei 
einer Lehrverpflichtung von achtzehn Semesterwochenstunden keine Zeit mehr 

 
15 Es wäre einen eigenen Beitrag wert, die Akkreditierungspraxis einer genaueren Prüfung zu unter-

ziehen. Obwohl mittlerweile die Sinnhaftigkeit der Akkreditierung nicht mehr nur von Wissen-
schaftler:innen, sondern sogar von einzelnen Wissenschaftsminister:innen massiv bezweifelt wird, 
lässt sich eine einmal eingeführte Praxis offensichtlich nicht rückgängig machen. Dies hat sowohl 
mit einer Audit- und Evaluierungskultur neoliberaler Governance zu tun, aber auch mit einer Ver-
rechtlichung unserer Gesellschaft, zu der gehört, dass selbst in Wissenschaftsministerien fast aus-
schließlich Jurist:innen an den Hebeln der Entscheidungsprozesse sitzen. 
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bleibt, um eigenen Forschungen nachzugehen, wodurch eines der Grundprinzi-
pien der Universität – nämlich die Einheit von Forschung und Lehre – ausgehebelt 
wird. Lehre ist dadurch nicht mehr unmittelbar an Forschung gebunden. Der Phi-
losoph Konrad Paul Liessmann hat dementsprechend die Bologna-Reform als 
Grund für die Misere der europäischen Universitätsidee bezeichnet (Liessmann 
2006: 104). Möglichkeiten für individuelle Zugänge, originelle Forschungsansätze 
und unorthodoxe Fragestellungen schwinden. Ein Beispiel dafür ist die Praxis der 
Europäischen Union bei der Promovierendenförderung. Wenn sie einen Antrag für 
ein Initial Training Network oder ein European Joint Doctorate beim ERC stellen, 
müssen alle maximal fünfzehn geförderten Dissertationsprojekte vorab festgelegt 
werden und im Erfolgsfall können sich potenziell Promovierende darauf bewer-
ben. Damit werden allerdings keine kritischen Köpfe gefördert, die für eine For-
schungsidee brennen, sondern Promovierende „herangezüchtet“, die den Ideen 
anderer zu folgen haben – wir können nur hoffen, dass sie im Förderungsfall so viel 
Eigenständigkeit behaupten, diese Teilprojekte an ihre eigenen Interessen anzu-
passen. All diesen Widersinnigkeiten zum Trotz beteiligen wir uns aber dennoch 
an solchen Beantragungen, weil es im Idealfall ermöglicht, mit solchen Mitteln 
junge Wissenschaftler:innen zu fördern und manchmal auch andere sinnvolle Ak-
tivitäten – zum Beispiel aus den Mitteln der sogenannten Overheadpauschalen – 
quer zu finanzieren. 

Abschließende Bemerkungen  
Ich könnte noch lange fortfahren, die Veränderungen des deutschen Hochschul-
systems und ihre Auswirkungen zu beklagen, was möglicherweise den Eindruck 
bestärken würde, hier trauere ein älterer Professor der guten alten Zeit nach. Das 
ist aber keineswegs der Fall, denn ich bin durchaus für Veränderung, nämlich in 
dem Sinne, dass die unendlichen Summen Geldes, die jetzt für Verwaltungen, Eva-
luierungen und andere bürokratische Verfahren ausgegeben werden, in die Grund-
ausstattung der Universitäten fließen, damit die Lehr- und Forschungsbedingun-
gen für Studierende wie Mitarbeiter:innen an Universitäten sich bessern. Dies wird 
so schnell nicht der Fall sein, aber ich will dennoch nicht pessimistisch enden. Als 
Kulturanthropolog:innen haben wir gelernt, dass der Mensch ein kreatives Wesen 
ist, das sich nicht nur einfach an gegebene Umstände anpasst, sondern eigensinnig 
und so weit als möglich selbstbestimmt Wege sucht, die sinnvoll erscheinen. Prak-
tisch täglich habe ich an der Universität mit jungen und älteren Menschen zu tun, 
die über die Neoliberalisierung und Bolognisierung der Universität klagen, die da-
bei aber stets unser Tun kritisch hinterfragen, die in Forschung und Praxis nach 



 Trügerische Imaginationen 95 

Lösungen für eine bessere Gesellschaft und eine bessere Universität suchen. Meine 
Kritik ist ein Appell an Sie, sich dabei nicht entmutigen und unterkriegen zu lassen. 
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